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Begehren, gerichtet auf Versagung des Infor-
mationszugangs zu Grundstückskaufverträgen

Orientierungssatz

Es besteht kein Anspruch des Grundstückserwerbers auf Versagung des Informationszugangs
zu Grundstückskaufverträgen, die im Rahmen eines entwicklungsrechtlichen Genehmigungs-
verfahrens bei der Stadt angefallen sind.(Rn.18)

Tenor

Die Klage wird abgewiesen.

Die Klägerin trägt die Kosten des Verfahrens einschließlich der außergerichtlichen Kosten
des Beigeladenen.

Das Urteil ist hinsichtlich der Kosten vorläufig vollstreckbar.

Die Klägerin darf die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des auf-
grund des Urteils vollstreckbaren Betrages abwenden, wenn nicht der jeweilige Vollstre-
ckungsgläubiger vor der Vollstreckung Sicherheit in Höhe von 110 % des jeweils zu voll-
streckenden Betrages leistet.

Tatbestand

1 Die Klägerin wendet sich gegen einen dem Beigeladenen gewährten Informationszugang
zu ihren Grundstückskaufverträgen.

2 Die Klägerin ist Eigentümerin von Grundstücken an der Wilhelmstraße in Berlin-Mitte. Sie
erwarb die Grundstücke, die in einem Entwicklungsgebiet lagen, in den Jahren 2002 bis
2004 von der Wohnungsbaugesellschaft Berlin-Mitte mbH. Die Kaufverträge wurden von
der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt entwicklungsrechtlich geprüft
und anschließend zu den Akten genommen.

3 Der Beigeladene, ein gemeinnütziger Verein, der für den Erhalt der Wohnanlage Wil-
helmstraße eintritt, beantragte im Juni 2012 auf der Grundlage des Berliner Informati-
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onsfreiheitsgesetzes (IFG Bln) bei der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Um-
welt Akteneinsicht in die Kaufverträge zu den Grundstücken der Klägerin an der Wilhelm-
straße mit Ausnahme von personenbezogenen Daten und Betriebs- und Geschäftsge-
heimnissen.

4 In der Folgezeit informierte die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt die
Klägerin und die Wohnungsbaugesellschaft Berlin-Mitte mbH über den Antrag des Bei-
geladenen, teilte mit, dass hiervon Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse Dritter berührt
seien und bat um Stellungnahme binnen zwei Wochen. Mit Schreiben vom 3. Dezember
2012 widersprach die Klägerin der Akteneinsicht in ihre Kaufverträge. Zur Begründung
führte sie aus, einen Anspruch auf Einsicht in private Kaufverträge gewähre das Infor-
mationsfreiheitsgesetz Berlin von vornherein nicht. Jedenfalls sei ein solcher Anspruch
hier ausgeschlossen, da es sich bei den Kaufverträgen insgesamt um Betriebs- und Ge-
schäftsgeheimnisse handele.

5 Mit Bescheid der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt vom 5. Februar
2013 - dort unter Ziffer b) cc)) - gab der Beklagte dem Antrag des Beigeladenen auf Ein-
sicht in die Kaufverträge mit Ausnahme von „Personenbezogenen Daten, Unterschriften,
Anschriften, Firmennamen u.ä.“ sowie „Zahlen über den Kaufpreis“, die ein Betriebs- und
Geschäftsgeheimnis seien, statt. Hiergegen erhob die Klägerin am 14. Februar 2013 Wi-
derspruch und verwies auf ihre bisherigen Einwände. Mit Widerspruchsbescheid der Se-
natsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt vom 11. Februar 2014 wies der Be-
klagte den Widerspruch der Klägerin zurück. Zur Begründung führte er aus, die Kaufver-
träge stünden im Zusammenhang mit der Erfüllung amtlicher Aufgaben, auch wenn sie
von Privaten geschlossen worden seien. Über die im Bescheid genannten Informationen
hinaus seien keine Schwärzungen vorzunehmen.

6 Hiergegen hat die Klägerin am 18. März 2014 Klage erhoben, mit der sie ihr Begehren
weiterverfolgt. Zur Begründung der Klage wiederholt und vertieft sie ihr bisheriges Vor-
bringen.

7 Die Klägerin beantragt,

8 den gegenüber dem Beigeladenen ergangenen Bescheid der Senatsverwaltung
für Stadtentwicklung und Umwelt vom 5. Februar 2013 (dort Ziffer b) cc)) in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides derselben Behörde vom 11. Februar 2014
aufzuheben.

9 Der Beklagte beantragt,

10 die Klage abzuweisen.

11 Zur Begründung wiederholt und vertieft er seine Ausführungen aus dem Widerspruchs-
bescheid.
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12 Der Beigeladene beantragt,

13 die Klage abzuweisen.

14 Zur Begründung führt er aus, der Beklagte habe die Kaufverträge und nicht nur den
Kaufpreis entwicklungsrechtlich geprüft. Die Freigabe der Kaufverträge nach Vornahme
der vom Beklagten beabsichtigten Schwärzungen sei für die Klägerin mit keinem Wett-
bewerbsnachteil verbunden.

15 Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die Streitakte und
auf den Verwaltungsvorgang des Beklagten Bezug genommen. Die Akten haben vorgele-
gen und ihr Inhalt ist Gegenstand der mündlichen Verhandlung gewesen.

Entscheidungsgründe

16 Die Klage ist unbegründet.

17 Die Klage eines Dritten gegen die Gewährung von Informationszugang ist nur dann be-
gründet, wenn die angegriffene Entscheidung rechtswidrig und der Dritte dadurch in sei-
nen subjektiven Rechten verletzt ist (vgl. § 113 Abs. 1 Satz 1 VwGO). Der Bescheid der
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt vom 5. Februar 2013 (dort Ziffer 2
b)cc)) in der Gestalt des Widerspruchsbescheides derselben Behörde vom 11. Februar
2014 verletzt die Klägerin, die Dritte im vorgenannten Sinne ist, nicht in ihren subjek-
tiven Rechten. Dabei kann dahinstehen, ob insofern die Sach- und Rechtslage im Zeit-
punkt der letzten Behördenentscheidung oder im Zeitpunkt der gerichtlichen Entschei-
dung maßgeblich ist. Denn die Verletzung einer drittschützenden Norm liegt zu keinem
der genannten Zeitpunkte vor.

18 1. Der angegriffene Bescheid verstieß und verstößt nicht gegen die Vorschrift des § 3
Abs. 1 Satz 1 IFG Bln, auf den sich die Klägerin mit ihrem Vortrag, private Verträge un-
terfielen dem darin geregelten Einsichtsrecht nicht, ersichtlich beruft. Danach hat jeder
Mensch nach Maßgabe dieses Gesetzes gegenüber den in § 2 IFG Bln genannten öffentli-
chen Stellen nach seiner Wahl ein Recht auf Einsicht in oder Auskunft über den Inhalt der
von der öffentlichen Stelle geführten Akten. Akten im Sinne dieses Gesetzes sind gemäß
§ 3 Abs. 2 IFG Bln u.a. alle schriftlich festgehaltenen Gedankenverkörperungen und sons-
tigen Aufzeichnungen, insbesondere Schriftstücke, soweit sie amtlichen Zwecken dienen.
Erfasst sind jedoch allein der materiellen Verwaltungstätigkeit zuzuordnende Vorgänge
mit Bezug zu einer konkreten Verwaltungsangelegenheit, wie sie in den Verwaltungsvor-
gängen dokumentiert sind (vgl. OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 14. Dezember 2006
– OVG 7 B 9.05 – Juris Rn. 14 f. und Urteil vom 2. Oktober 2007 – OVG 12 B 11.07 – Juris
Rn. 20).

19 Die Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 Satz 1 IFG Bln lagen und liegen bezogen auf die
Grundstückkaufverträge der Klägerin vor. Der Beigeladene gehört als eingetragener Ver-
ein gemäß § 3 Abs. 1 Satz 2 IFG Bln zum anspruchsberechtigten Personenkreis. Die Se-
natsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt ist als Behörde des Landes Berlin nach
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§ 2 Abs. 1 Satz 1 IFG Bln eine auskunftsverpflichtete öffentliche Stelle. Die Grundstücks-
kaufverträge der Klägerin, in die der Beklagte dem Beigeladenen mit dem angegriffe-
nen Bescheid teilweise Einsicht gewährt hat, sind auch „geführte Akten“ im Sinne des
§ 3 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 IFG Bln.

20 Eine öffentliche Stelle „führt“ Akten im Sinne dieser Vorschrift, wenn die Akten tatsäch-
lich vorhanden sind, d.h. sie tatsächlich und dauerhaft vorliegen sowie Bestandteil der
Verwaltungsvorgänge geworden sind (vgl. OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 2. Okto-
ber 2007 – OVG 12 B 12.07 – Juris Rn. 27). Unstreitig sind die Kaufverträge im Rahmen
des entwicklungsrechtlichen Genehmigungsverfahrens zu den Akten der Senatsverwal-
tung für Stadtentwicklung und Umwelt gelangt und liegen dort tatsächlich und dauerhaft
vor.

21 Akten im Sinne dieser Vorschrift sind u.a. alle schriftlich festgehaltenen Gedankenverkör-
perungen und sonstigen Aufzeichnungen, insbesondere Schriftstücke, soweit sie amtli-
chen Zwecken dienen (§ 3 Abs. 2 IFG Bln). Maßgebend für die Feststellung der Amtlich-
keit einer Aufzeichnung ist allein ihre Zweckbestimmung. Amtlichen Zwecken dient ei-
ne Aufzeichnung, wenn sie die Behörde bzw. eine sonstige informationspflichtige Stel-
le betrifft, in Erfüllung einer amtlichen Tätigkeit angefallen ist oder in anderer Weise im
Zusammenhang mit der amtlichen Tätigkeit steht (vgl. Abgeordnetenhaus-Drs. 15/5075
S. 27; siehe zum vergleichbaren § 2 Nr. 1 IFG: Schoch, IFG, 2009, § 2 Rn. 38 und BT-Drs
15/4493 S. 9). Zu einem Verwaltungsvorgang gehören regelmäßig solche Akten bzw. Ak-
tenbestandteile, die ersichtlich für die Entscheidung von Bedeutung sein können und die
die Behörde selbst ihrer Entscheidung zu Grunde legen will bzw. legt. Dies gilt insbeson-
dere für Unterlagen, die ein Antragsteller im Rahmen eines Genehmigungsverfahrens
einreicht bzw. deren Vorlage die Behörde zur Prüfung des jeweiligen Begehrens verlan-
gen kann bzw. muss (vgl. OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 2. Oktober 2007 – OVG 12
B 9.07 – Juris Rn. 34).

22 Ausgehend hiervon sind die Kaufverträge der Klägerin beim Beklagten insgesamt in Er-
füllung einer amtlichen Tätigkeit angefallen. Die Kaufverträge sind im Zuge des entwick-
lungsrechtlichen Genehmigungsverfahrens zu den Akten der Senatsverwaltung für Stadt-
entwicklung und Umwelt gelangt. Ob eine rechtsgeschäftliche Veräußerung tatsäch-
lich stattgefunden hat und daher eine Genehmigungspflicht nach §§ 169 Abs. 1 Nr. 3,
144 Abs. 2 Nr. 1 BauGB bestand, ließ sich nur anhand des Kaufvertrages, nicht allein
aufgrund des Kaufpreises beantworten. Die entwicklungsrechtliche Genehmigung durf-
te gemäß §§ 169 Abs. 1 Nr. 3, 145 Abs. 2 BauGB versagt werden, wenn Grund zur An-
nahme bestand, dass der Vorgang die Durchführung der Entwicklungsmaßnahme un-
möglich macht, wesentlich erschwert oder den Entwicklungszielen zuwiderlaufen wür-
de. Auch um dies auszuschließen, war der gesamte Kaufvertrag zu prüfen. Die Vorschrift
des § 153 Abs. 2 BauGB, die einen weiteren Versagungsgrund – die sog. „Preisprüfung“ –
enthält, verdrängt die Versagungsgründe des § 145 Abs. 2 BauGB nicht, sondern ergänzt
diese nur (vgl. Battis, Krautzberger, Löhr, BauGB, 12. Aufl. 2014, § 145 Rn. 8).

23 Der Einwand des Klägers, die Vorschrift des § 7a IFG Bln wäre überflüssig, wenn ein
Recht auf Einsicht in private Kaufverträge von vornherein bestünde, überzeugt nicht.
Er unterstellt, dass § 7a IFG Bln ein Recht auf Einsicht in bestimmte private Kaufverträ-
ge begründet. Dies ist jedoch nicht der Fall. Die Vorschrift des § 7a IFG betrifft vielmehr
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Verträge zwischen öffentlichen Stellen und Privaten im Bereich der Daseinsvorsorge, es
handelt es sich also gerade nicht um rein private Verträge. Die Regelung des § 7a IFG
Bln schränkt überdies nicht § 3 IFG, sondern § 7 IFG ein, was auch ihre Stellung im Ge-
setz verdeutlicht.

24 Auch der Einwand des Klägers, der Beigeladene wolle mit der Akteneinsicht keine staat-
liche Gewalt kontrollieren, sondern verfolge andere Zwecke, verhilft der Klage nicht zum
Erfolg. Der Anspruch nach § 3 Abs. 1 Satz 1 IFG Bln setzt kein bestimmtes rechtliches In-
teresse voraus; nicht einmal ein berechtigtes Interesse am Informationszugang ist nach-
zuweisen (vgl. Abgeordnetenhaus-Drs. 13/1623 S. 5; siehe zum vergleichbaren § 1 Abs. 1
Satz 1 IFG: Schoch, a.a.O., § 1 Rn. 19).

25 Da § 3 Abs. 1 Satz 1 IFG Bln danach nicht verletzt ist, kann offen bleiben, ob dieser über-
haupt drittschützende Wirkung hat.

26 2. Eine Verletzung subjektiver Rechte der Klägerin durch den angegriffenen Bescheid ist
auch sonst nicht ersichtlich. Gemäß § 4 Abs. 1 IFG Bln ist die Akteneinsicht in dem be-
antragten Umfang zu gewähren, es sei denn, eine der in Abschnitt 2 des Gesetzes gere-
gelten Ausnahmen findet Anwendung. Die Klägerin beruft sich allein auf den Ausschluss-
grund des § 7 Satz 1 1. Alt. IFG Bln. Andere Ausschlussgründe, die zumindest auch dem
Schutz der Interessen der Klägerin dienen, sind auch sonst nicht ersichtlich.

27 Gemäß § 7 Satz 1 1. Alt. IFG Bln besteht das Recht auf Akteneinsicht nicht, soweit da-
durch ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis offenbart wird, es sei denn, das Informati-
onsinteresse überwiegt das schutzwürdige Interesse der Betroffenen an der Geheimhal-
tung. Diese Vorschrift schützt offensichtlich auch die rechtlichen Interessen der Klägerin
(siehe zum Drittschutz des vergleichbaren § 6 IFG: Schoch, a.a.O., § 6 Rn. 5 a.E.).

28 Als Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse werden alle auf ein Unternehmen bezogenen
Tatsachen, Umstände und Vorgänge verstanden, die nicht offenkundig sind. Ein Ge-
schäfts- oder Betriebsgeheimnis setzt neben dem Mangel an Offenkundigkeit der zu-
grunde liegenden Informationen ein berechtigtes Interesse des Unternehmens an de-
ren Nichtverbreitung voraus. Ein solches Interesse besteht, wenn die Offenlegung der
Informationen geeignet ist, exklusives technisches oder kaufmännisches Wissen den
Marktkonkurrenten zugänglich zu machen und so die Wettbewerbsposition des Unter-
nehmens nachteilig zu beeinflussen. Geschäftsgeheimnisse zielen auf den Schutz kauf-
männischen Wissens; sie betreffen alle Konditionen, durch welche die wirtschaftlichen
Verhältnisse eines Unternehmens maßgeblich bestimmt werden können. Dazu gehören
unter anderem Umsätze, Ertragslagen, Geschäftsbücher, Kundenlisten oder Bezugsquel-
len. Um ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis geht es bereits dann, wenn die offenge-
legte Information lediglich Rückschlüsse auf ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis zu-
lässt (vgl. BVerwG, Urteil vom 24. September 2009 – BVerwG 7 C 2.09 – Juris Rn. 55). Für
das Vorliegen eines Betriebs- und Geschäftsgeheimnisses genügt weder ein bloß subjek-
tiv empfundener Nachteil noch ein irgendwie gearteter Nachteil, der keinen Bezug auf
die grundrechtlich geschützte Teilnahme des Unternehmens am Wettbewerb hat. Viel-
mehr ist das Erfordernis einer Wettbewerbsrelevanz der betreffenden Information dem
Begriff des Betriebs- und Geschäftsgeheimnisses immanent (vgl. OVG Berlin-Branden-
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burg, Urteil vom 16. Januar 2014 – OVG 12 B 50.09 – Juris Rn. 48; VG Berlin, Urteil vom
19. Juni 2014 – VG 2 K 221.13 – Juris Rn. 49).

29 Die Darlegungslast liegt insofern bei der Klägerin. Hat der Beklagte nach Beteiligung
der Klägerin über die bereits vorgenommenen Schwärzungen hinaus Betriebs- oder Ge-
schäftsgeheimnisse nicht erkennen können, kann deren Darlegung nur von der Klägerin,
die sich hierauf gleichwohl beruft, erwartet werden. Die Darlegung ist der Klägerin auch
grundsätzlich möglich, da die fraglichen Informationen in ihrer Sphäre liegen. Die Kläge-
rin muss das Vorliegen des Ausschlussgrundes plausibel darlegen. Dabei müssen die An-
gaben nicht so detailliert sein, dass Rückschlüsse auf die geschützte Information möglich
sind, sie müssen aber so einleuchtend und nachvollziehbar sein, dass das Vorliegen von
Ausschlussgründen geprüft werden kann (vgl. VG Berlin, Urteil vom 1. Juni 2012 – VG 2 K
177.11 – Juris Rn. 31).

30 Die Klägerin hat nicht plausibel dargelegt, dass die Kaufverträge, soweit dem Beigelade-
nen hierzu mit dem angefochtenen Bescheid Zugang gewährt worden ist, ganz oder teil-
weise Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse enthalten. Soweit sie angibt, aus den Kauf-
verträgen werde ihre Verhandlungsstrategie ersichtlich, ist bereits nicht dargelegt, wie
sich die Preisgabe der entsprechenden Informationen nachteilig auf die Wettbewerbssi-
tuation der Klägerin auswirken könne. Die hiesigen Kaufverträge sind abgeschlossen, zu
anderen Vertragsverhandlungen hat die Klägerin nichts vorgetragen. Soweit sie – pau-
schal und bezogen auf die Gesamtheit der Verträge – anführt, aus diesen ergebe sich ei-
ne Vertragsgestaltung, die sich Dritte abschauen könnten, erschöpft sich ihr Vortrag in
einer bloßen Behauptung. Zwar kann auch eine konkrete Vertragsgestaltung, d.h. ein be-
stimmtes Vertragswerk, als Geschäftsgeheimnis geschützt sein (vgl. BVerwG, Urteil vom
19. Januar 2012 – 20 F 3/11 – Juris Rn. 8 m.w.N.). Die Klägerin hat jedoch weder deutlich
gemacht, worin hier die besondere Vertragsgestaltung besteht noch plausibel dargelegt,
dass sich eine Preisgabe der entsprechenden Informationen zum Nachteil der Klägerin
auswirken könnte. Ein Nachteil der Klägerin bei Bekanntwerden beispielsweise der Re-
gelung zum Vertragsgegenstand, die in jedem Grundstückskaufvertrag enthalten sein
dürfte, kann nicht ohne weiteres nachvollzogen werden. Obgleich hierauf hingewiesen,
hat die Klägerin ihren Vortrag nicht konkretisiert. Auch die weiteren Angaben der Kläge-
rin, die Verträge seien Gesamtkunstwerke und das Ergebnis des Verhandlungsgeschicks
der Vertragspartner, es komme auf das Zusammenspiel der Normen an, helfen insofern
nicht weiter. Selbst wenn jedoch die Kaufverträge exklusives technisches oder kaufmän-
nisches Wissen der Klägerin enthielten, wäre dieses mehr als 10 Jahre alt. Die Klägerin
hat nicht spezifisch dargelegt, dass dieses Wissen angesichts des Zeitablaufs noch als
schutzwürdig anzusehen ist (vgl. zur spezifischen Darlegungslast: OVG Berlin-Branden-
burg, Urteil vom 16. Januar 2014 – OVG 12 B 50.09 – Juris Rn. 50).

31 Die Kostenentscheidung folgt aus §§ 154 Abs. 1, 162 Abs. 3 VwGO. Die Entscheidungen
über die vorläufige Vollstreckbarkeit und die Abwendungsbefugnis beruhen auf § 167
VwGO i.V.m. §§ 708 Nr. 11, 711 Satz 1 und 2, 709 Satz 2 ZPO.

32 BESCHLUSS

33 Der Wert des Streitgegenstandes wird gemäß §§ 39 ff., 52 f. des Gerichtskostengesetzes
auf 5.000,00 Euro festgesetzt.
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